
PARDINI / MINISTERO DEL COMMERCIO CON L'ESTERO 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in der Rechtssache 338/85 * 

I — Sachverhalt und schriftliches Verfahren 

1. Die gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mungen über die gemeinsame Agrarpolitik 
enthalten unter anderem in den beiden fol­
genden Verordnungen Vorschriften über die 
Anpassung der Beträge, die im voraus fest­
gesetzt worden sind. 

a) Die Verordnung Nr. 1134/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 zur Festsetzung der 
Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EWG) Nr. 653/68 über die Bedingungen 
für die Änderung des Wertes der Rech­
nungseinheit für die Gemeinsame Agrarpoli­
tik (ABl. L 188, S. 1) betrifft den Fall einer 
Änderung des Verhältnisses zwischen der 
Währungsparität eines Mitgliedstaats und 
dem Wert der Rechnungseinheit. Insoweit 
bestimmt Artikel 4 Absatz 1 : 

„Bei einer Änderung des Verhältnisses zwi­
schen der Währungsparität eines Mitglied­
staats und dem Wert der Rechnungseinheit 
paßt der betreffende Mitgliedstaat die in 
Rechnungseinheiten vorgesehenen, nachste­
hend genannten Beträge an, sofern sie in 
den für die Durchführung der Gemeinsa­
men Agrarpolitik oder der besonderen Han­
delsregelungen für die landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnisse erstellten Doku­
menten, Titeln oder Lizenzen in Landes­
währung aufgeführt sind, entsprechend dem 
neuen Paritätsverhältnis und unbeschadet 
der Anwendung des Artikels 1 Absatz 2: 

a) Beträge, die im voraus für ein Geschäft 
oder ein Teilgeschäft festgesetzt worden 
sind, das nach der Änderung des ge­
nannten Paritätsverhältnisses noch 
durchzuführen ist; 

b) ... 

Jedoch wird jeder betroffenen Person, die 
eine vorherige Festsetzung für ein bestimm­
tes Geschäft herbeigeführt hat, auf schriftli­
chen Antrag, der der zuständigen Stelle in­
nerhalb von 30 Tagen nach dem Inkrafttre­
ten der Maßnahmen zur Festsetzung der 
angepaßten Beträge zugehen muß, die An­
nullierung der vorherigen Festsetzung und 
der entsprechenden Lizenz oder des ent­
sprechenden Titels gewährt." 

b) Die Verordnung Nr. 1160/82 der Kom­
mission vom 14. Mai 1982 über die Voraus­
festsetzung der Währungsausgleichsbeträge 
legt die Voraussetzungen fest, unter denen 
die Währungsausgleichsbeträge (WAB) im 
voraus festgesetzt werden können. Artikel 6 
Absatz 1 bestimmt insoweit: 

„Der am Tag der Beantragung der Voraus­
festsetzung gültige Währungsausgleichsbe­
trag gilt für die während der Gültigkeits­
dauer der Lizenz durchgeführten Einfuhren 
und Ausfuhren." 

Nach Artikel 7 Absatz 1 werden jedoch 

„die im voraus festgesetzten Währungsaus-
gleichsbeträge... entsprechend geändert, 
falls ein neuer repräsentativer Kurs wirksam 
wird, der vor Einreichung des Antrags auf 
Vorausfestsetzung beschlossen wurde". 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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Die Annullierung einer Vorausfestsetzung 
von WAB ist in der Verordnung Nr. 
1160/82 indes nicht geregelt. 

2. Auf einer Agrarfragen gewidmeten Ta­
gung, die am 16. und 17. Mai 1983 in Brüs­
sel stattfand, gelangte der Rat zu einer Ver­
einbarung, die unter anderem eine Ände­
rung der repräsentativen Kurse der „grünen 
Kurse" betraf und der die italienische Dele­
gation „ad referendum" zustimmte. Die Ta­
gung war am 17. Mai gegen fünf Uhr mor­
gens beendet; im unmittelbaren Anschluß 
daran fand eine Pressekonferenz statt, und 
es wurde eine Pressemitteilung herausgege­
ben. Italien gab seinen Vorbehalt am 20. 
Mai 1983 auf. 

Aufgrund dieser Vereinbarung im Rat 
wurde die Verordnung Nr. 1223/83 des Ra­
tes vom 20. Mai 1983 über die in der Land­
wirtschaft anzuwendenden Umrechnungs­
kurse erlassen, die im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften vom 21. Mai 1983 
(ABl. L 132, S. 33) veröffentlicht wurde 
und gemäß ihrem Artikel 8 am 23. Mai 
1983 in Kraft trat. Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Anhang VII dieser Verord­
nung legt die neue Parität der italienischen 
Lira im Verhältnis zum Ecu (1 ECU = 
1 341,00 LIT) mit der Maßgabe fest, daß 
dieser Kurs „ab 23. Mai 1983" gilt. Nach 
Artikel 4 finden die für die Änderung des 
Verhältnisses zwischen der Währungsparität 
eines Mitgliedstaats und dem Wert der 
Rechnungseinheit vorgesehenen Bestimmun­
gen der Verordnung Nr. 1134/68 Anwen­
dung; allerdings ist Artikel 4 Absatz 1 Un­
terabsatz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 
„nur anwendbar, wenn die Anwendung der 
neuen repräsentativen Kurse dem Betroffe­
nen einen Nachteil bringt". 

Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 1244/83 
vom 20. Mai 1983 (ABl. L 135, S. 1) und 
(EWG) Nr. 1245/83 vom selben Tag (ABl. 
L 135, S. 3) erließ die Kommission eine 
Reihe von Durchführungsbestimmungen, 

die unter anderem die Anpassungen der im 
voraus festgesetzten WAB gemäß Artikel 7 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 be­
trafen. Für Italien bestand die Anpassung 
darin, daß in allen Sektoren für den Zeit­
raum vom 17. bis 23. Mai 1983 die im vor­
aus festgesetzten WAB mit dem Koeffizien­
ten Null multipliziert, d. h. die für diesen 
Zeitraum im voraus festgesetzten WAB an­
nulliert wurden (Artikel 4 in Verbindung 
mit Anhang IV a der Verordnung Nr. 
1245/83). Hinsichtlich der Möglichkeit, die 
Vorausfestsetzung annullieren zu lassen, 
war folgendes vorgesehen: 

„Artikel 4 Absatz 1 letzter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 gilt nur 
für Vorausfestsetzungen und die sie beschei­
nigenden Lizenzen bzw. Titel, die... vor 
dem 17. Mai 1983 hinsichtlich der in den 
Anhängen ... VII... der Verordnung (EWG) 
Nr. 1223/83 ausgewiesenen repräsentativen 
Kurse für ... die italienische Lira [ausgestellt 
wurden]." [Artikel 1 der Verordnung Nr. 
1244/83; diese Bestimmung ist an die Stelle 
des Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1054/78 der Kommission vom 19. Mai 1978 
mit Durchführungsbestimmungen zur Ver­
ordnung (EWG) Nr. 878/77 des Rates über 
die in der Landwirtschaft anzuwendenden 
Umrechnungskurse und zum Ersatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 937/77 (ABl. 
L 134, S. 40) getreten.] 

3. Am 17. Mai 1983 um 12.39 Uhr bean­
tragte die Firma Fratelli Pardini SpA (im 
folgenden: Firma Pardini) beim Außenhan­
delsministerium eine Einfuhrlizenz zur Ein­
fuhr von 21 000 t Weichweizen aus Dritt­
ländern mit Vorausfestsetzung der Abschöp­
fung und der WAB zum Tag der Antrag­
stellung. Mit diesem Antrag wurde eine 
Kaution in Höhe von 98 280 000 LIT in 
Form einer Bürgschaft der Banca toscana, 
Filiale Lucca, gestellt. Seinerzeit galt ein 
WAB von 6 403 LIT pro Tonne eingeführ­
tem Weizen zugunsten des Importeurs; die­
ser Betrag hätte vom Betrag der bei der Ein-
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fuhr zu erhebenden Abschöpfung abgezo­
gen werden müssen. 

Mit Schreiben vom 20. Juni 1983 beantragte 
die Firma Pardini die Annullierung der Ein­
fuhrlizenz und die Freigabe der gestellten 
Kaution gemäß Artikel 4 Absatz 1 Unterab­
satz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 des Ra­
tes mit der Begründung, die Verordnung 
Nr. 1245/83 der Kommission hätte die am 
17. Mai 1983 erfolgte Vorausfestsetzung des 
WAB faktisch annulliert. 

Dieser Antrag wurde mit Schreiben des Au­
ßenhandelsministeriums vom 22. Oktober 
1983 mit der Begründung abgelehnt, Artikel 
1 der Verordnung Nr. 1244/83 der Kom­
mission stehe der Annullierung der Einfuhr­
lizenz entgegen, und folglich müsse die ge­
stellte Kaution vereinnahmt werden. 

Mit einem Antrag gemäß Artikel 700 des 
Codice di procedura civile (Eilverfahren) 
beim Pretore di Lucca beantragte die Firma 
Pardini, gegenüber der Banca toscana anzu­
ordnen, den vom Außenhandelsministerium 
zur Vereinnahmung der Kaution geforder­
ten Betrag von 98 280 000 LIT nicht auszu­
zahlen. 

Der Pretore di Lucca gab diesem Antrag mit 
Beschluß vom 29. Oktober 1985 statt, mit 
dem er dem Gerichtshof zugleich gemäß 
Artikel 177 EWG-Vertrag folgende Fragen 
zur Vorabentscheidung vorgelegt hat. 

„1) Ist Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1160/82 dahin gehend aus­
zulegen, daß eine Anpassung der im 
voraus festgesetzten Währungsaus­
gleichsbeträge nur bei Vorausfestset­
zungen zulässig ist, die nach der tat­
sächlichen Veröffentlichung des neuen 
repräsentativen Kurses für die Umrech­
nung der nationalen Währungen in Ecu 

im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften vorgenommen worden sind? 

2) Bei Verneinung der Frage 1: Kann die 
in Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1160/82 vorgesehene An­
passung der WAB für Vorausfestset­
zungen gelten, die vor der Veröffentli­
chung des neuen repräsentativen Kurses 
der nationalen Währungen im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vorge­
nommen worden sind, und ist in diesem 
Fall abzustellen 

a) auf den Zeitpunkt, zu dem der Rat 
abschließend mit der Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten den politischen 
Entschluß gefaßt hat, den repräsen­
tativen Kurs zu ändern (hier: 20. 
Mai 1983), oder aber 

b) auf den Zeitpunkt, in dem der Ent­
schluß des Ministerrats der EWG, 
einen neuen repräsentativen Kurs 
festzusetzen, mittels einer Presseer­
klärung unter Hinweis auf einen 
formellen Vorbehalt eines Mitglied­
staats bekanntgegeben wurde, der 
erst nach der Veröffentlichung der 
Presseerklärung aufgegeben wurde? 

3) Ist Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 des 
Rates unter Berücksichtigung der Ver­
ordnungen (EWG) Nrn. 878/77 (ABl. 
1977, L 106) und 1054/78 (ABl. 1978, 
L 134) und der späteren Änderungen 
dahin gehend auszulegen, daß der be­
treffende Wirtschaftsteilnehmer immer 
jedenfalls die Annullierung der Voraus­
festsetzung der Abschöpfung und des 
Ausgleichsbetrags sowie der betreffen­
den (Einfuhr-)Lizenz oder (Ein-
fuhr-)Bescheinigung erlangen kann, 
wenn er innerhalb der hierfür vorgese­
henen Frist einen entsprechenden An­
trag stellt und eine Änderung des reprä-
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sentativen Kurses, wie sie der Rat mit 
der Verordnung (EWG) Nr. 1223/83 
(hinsichtlich der Verordnung Nr. 
878/77) vorgenommen hat, eingetreten 
ist, -wobei eine solche Änderung als Än­
derung des Verhältnisses zwischen der 
Währungsparität eines Mitgliedstaats 
und dem Wert der Rechnungseinheit 
im Sinne von Artikel 4 der oben ge­
nannten Verordnung (EWG) Nr. 
1134/68 anzusehen ist? 

4) Bei Bejahung der Fragen 2 Buchstabe a 
und 3: Ist Artikel 1 letzter Gedanken­
strich der Verordnung (EWG) Nr. 
1244/83 der Kommission, durch den 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1054/78 dahin gehend geändert wurde, 
daß Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 
nur auf vor dem 17. Mai 1983 vorge­
nommene Vorausfestsetzungen ange­
wandt werden kann, aufgrund der Not­
wendigkeit, im Verhältnis zu den be­
troffenen Wirtschaftsteilnehmern den 
Grundsatz des Vertrauensschutzes zu 
beachten, jedenfalls auf die Anträge auf 
Annullierung von Lizenzen mit Voraus­
festsetzung unanwendbar, die von Ita­
lien vom 17. Mai bis zum 20. Mai 1983 
ausgestellt wurden?" 

4. Der Vorlagebeschluß ist am 14. Novem­
ber 1985 in das Register der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingetragen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG haben 
schriftliche Erklärungen abgegeben die 
Firma Fratelli Pardini SpA, vertreten durch 
Rechtsanwälte Giovanni Maria Ubertazzi 
und Fausto Capelli, Mailand, die italieni­
sche Regierung, vertreten durch Avvocato 
dello Stato Ivo M. Braguglia als Bevoll­
mächtigten, und die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, vertreten durch 
ihren Rechtsberater Giuliano Marenco als 
Bevollmächtigten. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts am 8. Mai 1987 die Rechtssache ge­
mäß Artikel 95 der Verfahrensordnung an 
die Fünfte Kammer verwiesen und die 
mündliche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme eröffnet. 

II — Schriftliche Erklärungen 

Zur Zulässigkeit des Vorabentscheidungsersu­
chens 

Die Kommission hält die Zulässigkeit des 
Vorabentscheidungsersuchens für zweifel­
haft, weil das innerstaatliche Gericht den 
Gerichtshof angerufen, zugleich aber die 
beantragte Eilmaßnahme getroffen habe, die 
alleiniger Gegenstand des bei ihm anhängi­
gen Verfahrens gewesen sei. Die Auslegung 
des Gemeinschaftsrechts könne somit von 
keinerlei Nutzen für den Pretore sein, der 
im übrigen nicht geltend mache, daß diese 
Auslegung der Entscheidung in dem nun­
mehr abgeschlossenen Eilverfahren dienlich 
sein könnte. Der Pretore habe den Gerichts­
hof vielmehr deshalb angerufen, weil er der 
Ansicht sei, daß die Vorlage für das Verfah­
ren zur Hauptsache nützlich sein könne, das 
jedoch bis heute nicht eingeleitet worden sei 
und zudem bei einem anderen Gericht an­
hängig gemacht werden müsse. 

Zur ersten und zweiten Frage 

Die Firma Pardini und die italienische Re­
gierung schlagen vor, die erste und die 
zweite Frage dahin zu beantworten, daß die 
Anpassung der im voraus festgesetzten 
WAB nur für die Vorausfestsetzungen gilt, 
die nach der Veröffentlichung des neuen re­
präsentativen Kurses im Amtsblatt erfolgt 
sind. Dagegen ist die Kommission der Auf-
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fassung, daß die Anpassung alle Vorausfest­
setzungen erfassen kann, die nach der Sach­
entscheidung des Rates zur Änderung des 
repräsentativen Kurses erfolgt sind. 

1. Die Firma Pardini macht geltend, die 
WAB könnten erst geändert werden, nach­
dem die neuen repräsentativen Kurse 
(„grüne Kurse") tatsächlich in Kraft und 
nicht nur Gegenstand einer Vereinbarung 
des Rates seien. Das ergebe sich aus Artikel 
7 der Verordnung Nr. 1160/82 der Kom­
mission, wonach die im voraus festgesetzten 
WAB entsprechend geändert würden, sobald 
ein neuer repräsentativer Kurs „wirksam 
wird". 

Im vorliegenden Fall seien die neuen reprä­
sentativen Kurse für Italien am 23. Mai 
1983 (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit 
Anhang VII der Verordnung Nr. 1223/83) 
wirksam geworden, so daß die im voraus 
festgesetzten WAB nicht vor diesem Zeit­
punkt hätten angepaßt werden können. 
Folglich sei die am 20. Mai 1983 angeord­
nete Anpassung der WAB bezüglich der am 
17. Mai 1983 erfolgten Vorausfestsetzung 
tatsächlich rückwirkend erfolgt. 

Die Firma Pardini führt hierzu aus, Artikel 
7 der Verordnung Nr. 1160/82 stelle eine 
Abweichung vom Grundsatz des Artikels 6 
dieser Verordnung dar, nach dem der am 
Tag der Beantragung der Vorausfestsetzung 
gültige Währungsausgleichsbetrag gelte. 
Folglich müsse Artikel 7 mit Rücksicht auf 
die genauen und einschränkenden Voraus­
setzungen, denen er unterliege, zurückhal­
tend ausgelegt werden. Diese Bestimmung 
dürfe nicht dahin ausgelegt werden, daß die 
im voraus festgesetzten WAB von dem Zeit­
punkt an angepaßt würden, zu dem der Rat 
einen neuen repräsentativen Kurs beschlos­
sen habe, sondern in dem Sinne, daß sie an­
gepaßt würden, sobald ein neuer repräsenta­
tiver Kurs in Kraft trete. Nicht der Beschluß 
des Rates bedinge also die Anpassung, son­

dern das Inkrafttreten des Rechtsakts, in 
dem dieser Beschluß seine rechtlich bin­
dende Formulierung finde. 

Hinzu komme im vorliegenden Fall, daß 
während der Tagung des Rates vom 16. und 
17. Mai 1983 die Verordnungen zur Festset­
zung der neuen grünen Kurse nicht verab­
schiedet worden seien, da der Rat der Auf­
fassung gewesen sei, daß sie nach der Be­
richtigung der Texte im schriftlichen Ver­
fahren angenommen werden müßten. Zu­
dem sei die angebliche Vereinbarung vom 
17. Mai 1983 von Italien nur „ad referen­
dum" gebilligt worden. Da Italien seinen 
Vorbehalt am 20. Mai 1983 aufgegeben 
habe, müsse angenommen werden, daß der 
förmliche Beschluß, politisch gesehen, an 
diesem Tag gefaßt worden sei. 

Die Firma Pardini weist ferner darauf hin, 
daß das Inkrafttreten der Verordnungen 
nach Artikel 191 EWG-Vertrag von ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften abhänge. Das bedeute, 
daß auch dann, wenn der Beschluß des Ra­
tes schon von allen Mitgliedstaaten gebilligt 
worden sei, eine Änderung der repräsentati­
ven Kurse oder eine neue Anpassung der 
WAB vor dem Zeitpunkt der Veröffentli­
chung nicht möglich gewesen sei. 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 1160/82 
könne nicht dahin ausgelegt werden, daß er 
eine Ausnahme von Artikel 6 dieser Verord­
nung für den Fall enthalte, daß die Wirt­
schaftsteilnehmer von den Änderungen der 
landwirtschaftlichen Umrechnungskurse 
Kenntnis erlangt hätten. Das werde dadurch 
bestätigt, daß die Kommission sich mit dem 
Problem von Spekulationen, zu denen es 
zwischen dem Zeitpunkt der politischen Ei­
nigung im agromonetären Bereich und der 
Veröffentlichung der förmlich verabschiede­
ten Regelung im Amtsblatt kommen könne, 
erstmals mit der Verordnung Nr. 3152/85 
vom 11. November 1985 über die Durch-
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führungsbestimmungen zur Verordnung 
(EWG) Nr. 1676/85 des Rates über den 
Wert der Rechnungseinheit und die im Rah­
men der gemeinsamen Agrarpolitik an­
zuwendenden Umrechnungskurse (ABl. 
L 310, S. 1) befaßt habe. 

Schließlich weist die Firma Pardini darauf 
hin, daß die Verordnungen der Kommission 
vom 20. März 1983 keinerlei Begründung 
bezüglich der Spekulationsgefahr enthielten, 
so daß Artikel 190 EWG-Vertrag verletzt 
sei. Diese Regelung verletze auch den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, da sie 
darauf gerichtet sei, ein Risiko zu vermei­
den, statt eine gegenwärtige Störung zu be­
kämpfen. 

2. Die italienische Regierung führt zunächst 
aus, nach dem Grundsatz des Artikels 6 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 blieben 
die im voraus festgesetzten WAB von Ände­
rungen unberührt, die eventuell während 
der Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenz ein­
träten. Dieser Grundsatz, durch den das be­
rechtigte Vertrauen des Wirtschaftsteilneh­
mers geschützt werden solle, lasse jedoch 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 dieser Verord­
nung eine Ausnahme in dem Sinne zu, daß 
die im voraus festgesetzten WAB angepaßt 
würden, wenn ein neuer repräsentativer 
Kurs wirksam werde, der vor Stellung des 
Antrags auf Vorausfestsetzung beschlossen 
worden sei. 

Mit Rücksicht auf den Grundsatz des Ver­
trauensschutzes und die Gebote der Rechts­
sicherheit müsse Artikel 7 Absatz 1 so aus­
gelegt werden, daß die Anpassung nur die 
WAB betreffe, die nach Inkrafttreten des 
neuen repräsentativen Kurses im voraus 
festgesetzt worden seien. Daraus folge für 
den vorliegenden Fall, daß die Anpassung 
die am 17. Mai 1983 im voraus festgesetzten 
WAB nicht betreffen könne, da der neue re­
präsentative Kurs erst am 23. Mai 1983 in 
Kraft getreten sei. 

Selbst wenn die Anpassung nur davon ab­
hänge, daß der neue repräsentative Kurs vor 
Stellung des Antrags auf Vorausfestsetzung 
beschlossen worden sei — selbst wenn er 
nach diesem Zeitpunkt in Kraft trete —, sei 
sie aber jedenfalls im vorliegenden Fall aus­
geschlossen, da der Beschluß des Rates zur 
Änderung der repräsentativen Kurse am sel­
ben Tag (17. Mai 1983) gefaßt worden sei, 
an dem die Klägerin ihren Antrag gestellt 
habe. 

Im Ergebnis ist die italienische Regierung 
der Auffassung, daß die erste Frage bejaht 
werden müsse, so daß die zweite gegen­
standslos sei. Hilfsweise führt sie aus, die 
Anpassung der WAB sei nach Artikel 7 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 nur 
rechtmäßig, wenn der Beschluß zur Ände­
rung der repräsentativen Kurse vor dem An­
trag auf Vorausfestsetzung gefaßt worden 
sei, selbst wenn er erst danach in Kraft ge­
treten sei. Folglich sei die Kommission nicht 
berechtigt gewesen, die WAB für Italien vor 
dem 23. Mai 1983, dem Tag des Inkrafttre­
tens der Verordnung Nr. 1223/83 zur Än­
derung der repräsentativen Kurse, auf Null 
zu reduzieren. Keinesfalls habe die Redu­
zierung auf die Anträge auf Vorausfestset­
zung angewandt werden dürfen, die vor 
dem 17. Mai 1983, dem Tag des Beschlusses 
zur Änderung dieser Kurse, gestellt worden 
seien. 

3. Nach Ansicht der Kommission gehen die 
erste und die zweite Frage dahin, ob sich 
der Begriff „beschlossen" in Artikel 7 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 auf die 
Veröffentlichung der Verordnung zur Fest­
setzung der neuen repräsentativen Kurse im 
Amtsblatt bezieht oder ob der „materielle", 
noch nicht als Verordnung formalisierte Be­
schluß des Rates genügt. 

Die zweite Betrachtungsweise sei richtig. 
Ziel der Regelung in diesem Bereich sei es 
zu verhindern, daß die Wirtschaftsteilneh-
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mer von dem Zeitpunkt an, zu dem sie ver­
nünftigerweise keine Zweifel mehr am bal­
digen Inkrafttreten und der Höhe der neuen 
WAB haben könnten, aus der Vorausfestset­
zung auf der Grundlage der alten Beträge 
Nutzen ziehen könnten. Wenn derartige 
Vorausfestsetzungen zulässig seien, käme es 
zu zahlreichen Anträgen für Geschäftsvor­
gänge, die risikolos auf Kosten des EAGFL 
durchgeführt würden. 

In diesem Zusammenhang führt die Kom­
mission aus, zwischen dem „materiellen" 
Beschluß des Rates und dem Erlaß, der 
Veröffentlichung und dem Inkrafttreten der 
diesen Beschluß formalisierenden Verord­
nung liege notwendigerweise ein gewisser 
Zeitraum. Von dem materiellen Beschluß er­
hielten die Wirtschaftsteilnehmer unverzüg­
lich Kenntnis, die den Ausgang der Ratsta­
gungen über die Medien und ihre Berufsver­
bände verfolgten. Da man sich mit der Vor­
ausfestsetzung der WAB den am Tag der 
Antragstellung geltenden Betrag sichern 
könne, könnten die Wirtschaftsteilnehmer 
versucht sein, in aller Eile Anträge auf Vor­
ausfestsetzungen zu stellen und sich den 
Zeitraum zunutze zu machen, der zwischen 
dem materiellen Beschluß und seinem förm­
lichen Wirksamwerden liege. 

Unter diesen Umständen verstoße es nicht 
gegen den Grundsatz des Vertrauens­
schutzes, wenn verhindert werde, daß die 
WAB zu den geltenden günstigeren Kursen 
im voraus festgesetzt würden, solange die 
neuen Beschlüsse noch nicht wirksam seien. 
Im Ergebnis schlägt die Kommission fol­
gende Beantwortung der ersten und der 
zweiten Frage vor: 

„Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1160/82 ist so zu verstehen, daß die 
Anpassung der im voraus festgesetzten 
Währungsausgleichsbeträge die Anträge auf 
Vorausfestsetzung betrifft, die nach dem 
materiellen Beschluß des Rates zur Ände­

rung des repräsentativen Kurses gestellt 
werden, und zwar ungeachtet eines eventu­
ellen Vorbehalts ,ad referendum' seitens der 
Delegation eines Mitgliedstaats." 

Zur dritten und vierteil Frage 

Die Firma Pardini und die italienische Re­
gierung schlagen vor, die dritte und die 
vierte Frage dahin zu beantworten, daß die 
zwischen dem 17. und dem 20. Mai 1983 
erfolgten Vorausfestsetzungen auf fristge­
mäßen Antrag mit der Folge annulliert wer­
den könnten, daß die entgegenstehenden 
Bestimmungen der Verordnung Nr. 
1244/83 nicht anwendbar seien. Dagegen ist 
die Kommission der Ansicht, daß solche 
Vorausfestsetzungen nicht annulliert werden 
könnten und daß dies mit dem Grundsatz 
des Vertrauensschutzes vereinbar sei. 

1. Die Firma Pardini weist darauf hin, daß, 
soweit die Abschöpfung oder die Erstattung 
und die WAB an die neuen repräsentativen 
Kurse angepaßt würden, die Wirtschaftsteil-
nehmer, für die sich die Geschäftsbedingun­
gen geändert hätten, darauf gemäß Artikel 4 
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 
1134/68 verzichten könnten. Diese Vor­
schrift sei Teil einer Verordnung des Rates 
und stehe daher in der Rangordnung der 
Quellen des Gemeinschaftsrechts über den 
Rechtssetzungsakten der Kommission. 

Die Annullierung des Vorgangs sei ein Mit-
tel gegen die erfolgte Änderung im Wäh­
rungsbereich, das verhindern solle, daß 
diese Änderung den Betroffenen, die die 
Vorausfestsetzung erlangt hätten, zum 
Nachteil gereiche. Die genannte Bestim­
mung wirke sich somit zugunsten aller 
Wirtschaftsteilnehmer aus, die andernfalls 
die Nachteile zu erleiden hätten, die sich 
aus Paritätsveränderungen ergäben. Sie sei 
von dem Zeitpunkt an anzuwenden, zu dem 
die neuen Kurse oder die neuen Paritäten in 
Kraft träten. 
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Mit der durch die Verordnung Nr. 1244/83 
getroffenen Entscheidung, daß nur die vor 
dem 17. Mai 1983 erteilten Lizenzen annul­
liert werden könnten, habe die Kommission 
den Anwendungsbereich von Artikel 4 Ab­
satz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 
1134/68 eingeschränkt und den Wirtschafts-
teilnehmern ein Recht entzogen, das ihnen 
durch eine Handlung des Rates verliehen 
sei. Die Verordnung Nr. 1244/83 sei dem­
nach wegen Verletzung eines wesentlichen 
Grundsatzes der Gemeinschaftsrechtsord­
nung ungültig. 

Diese Verordnung sei auch wegen eines Be­
gründungsmangels ungültig, da sie keinerlei 
Begründung für eine Bestimmung enthalte, 
die der höherrangigen Regelung des Rates 
zuwiderlaufe. Eine Begründung sei um so 
mehr erforderlich, als hier ein Recht besei­
tigt werde, das auf dem Grundsatz des be­
rechtigten Vertrauens beruhe. 

Aus der Analogie zu Artikel 1 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 3152/85 ergebe sich ferner, 
daß die Pressemitteilung im Amtsblatt veröf­
fentlicht werden müsse, um Rechtswirkun­
gen zu entfalten. Die Firma Pardini sei so­
mit berechtigt gewesen, die Annullierung 
der Einfuhrlizenz zu beantragen, da die 
Pressemitteilung am 17. Mai 1983 noch 
nicht im Amtsblatt veröffentlicht gewesen 
sei. 

Schließlich verletze die Regelung der Kom­
mission den Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit, denn ein Wirtschaftsteilnehmer, der 
die Annullierung der Vorausfestsetzung be­
antrage, habe bei Stellung des Antrags auf 
Vorausfestsetzung sicher nicht von der 
möglichen Änderung der Beträge gewußt. 
Daher könne ihm nicht vorgeworfen wer­
den, mit dem Antrag auf Annullierung spe­
kulative Absichten zu verfolgen. 

Im Ergebnis ist die Firma Pardini der Auf­
fassung, die Verordnung Nr. 1244/83 sei 
insoweit ungültig, als sie die Anwendbarkeit 

von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 1134/68 auf die vor dem 
17. Mai 1983 im voraus festgesetzten Lizen­
zen ausschließe. Der Antrag auf Annullie­
rung müsse für alle Lizenzen gestellt werden 
können, die vor der Veröffentlichung der 
am 23. Mai 1983 erfolgten Änderung der 
repräsentativen Kurse im Amtsblatt mit Vor­
ausfestsetzung ausgestellt worden seien. 

2. Die italienische Regierung führt aus, nach 
Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
1134/68 des Rates könne der Betroffene die 
Vorausfestsetzung annullieren und sich die 
Kaution erstatten lassen, wenn sich die 
Währungsanpassung auf das betreffende 
Geschäft auswirke. Mit dieser Bestimmung 
werde der Grundsatz des Vertrauens­
schutzes angewandt. Allerdings beschränke 
Artikel 1 letzter Gedankenstrich der Ver­
ordnung Nr. 1244/83 der Kommission die 
Möglichkeit der Annullierung im vorliegen­
den Fall auf die vor dem 17. Mai 1983 er­
teilten Lizenzen oder Titel. 

Die Rechtmäßigkeit dieser Bestimmung sei 
zweifelhaft. Folgende Alternative sei näm­
lich nicht zu vermeiden: a) Entweder be­
treffe die Anpassung der WAB den mit dem 
Antrag vom 17. Mai 1983 im voraus festge­
setzten Betrag nicht, dann hätte das Ein­
fuhrgeschäft hinsichtlich des im voraus fest­
gesetzten WAB von den nachfolgenden Än­
derungen unberührt bleiben müssen, oder 
b) die Anpassung betreffe auch den mit 
dem Antrag vom 17. Mai 1983 im voraus 
festgesetzten Betrag, dann könne das Recht 
auf Annullierung der Vorausfestsetzung und 
der Lizenz mit Erstattung der Kaution ge­
mäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
1134/68 nicht verneint werden. 

3. Nach Ansicht der Kommission gehen die 
dritte und die vierte Frage im wesentlichen 
dahin, ob die Vorschriften, die die Möglich­
keit eines Antrags auf Annullierung der Ein­
fuhrlizenzen nach einer Änderung der re­
präsentativen Kurse vorsehen, dem Grund-
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satz des Vertrauensschutzes zuwiderlaufen, 
soweit sie dahin ausgelegt werden müßten, 
daß im vorliegenden Fall eine Annullierung 
nicht möglich ist. 

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
1134/68 beziehe sich auf den Fall einer Än­
derung des Verhältnisses zwischen der Pari­
tät der Währung eines Mitgliedstaats und 
dem Wert der Rechnungseinheit. Diese Be­
stimmung sehe nur die Anpassung der auf 
Rechnungseinheiten lautenden und in natio­
naler Währung ausgedrückten Beträge 
(Abschöpfungen, Erstattungen) vor. Dage­
gen beziehe sie sich nicht auf die WAB, die 
nicht in Rechnungseinheiten, sondern un­
mittelbar in nationaler Währung vorgesehen 
seien. 

Mit der Verordnung Nr. 1223/83 der Kom­
mission seien Einschränkungen von Artikel 
4 der Verordnung Nr. 1134/68 und Mög­
lichkeiten zur Abweichung von dieser Be­
stimmung vorgesehen worden. Die Be­
schränkung der Annullierungsmöglichkeiten 
erkläre sich damit, daß eine Änderung der 
repräsentativen Kurse kein unvorhergesehe­
nes Ereignis wie die Änderung des Verhält­
nisses zwischen Parität und Rechnungsein­
heit sei. Außerdem erlaube die Verordnung 
Nr. 1223/83 unter Bezugnahme auf die 
Verordnung Nr. 1134/68 im Anschluß an 
die Anpassung nur die Annullierung der in 
Rechnungseinheiten vorgesehenen Beträge 
und nicht auch der in nationaler Währung 
ausgedrückten WAB. Folglich werde die Si­
tuation der Firma Pardini weder von der 
Verordnung Nr. 1134/68 noch von der 
Verordnung Nr. 1223/83 erfaßt. 

Die unterschiedliche Behandlung von Ab­
schöpfungen und Erstattungen einerseits 
und WAB andererseits sei formaler und 
nicht inhaltlicher Art: 

Im vorliegenden Fall habe nämlich die 
Kommission die im voraus festgesetzten 
WAB mit Wirkung vom 17. Mai 1983 mit 

Rücksicht darauf geändert, daß die Wirt­
schaftsteilnehmer von diesem Tag an ge­
wußt hätten, daß die neuen Beträge in den 
darauffolgenden Tagen in Kraft treten wür­
den. 

Dagegen seien die im voraus festgesetzten 
Abschöpfungen und Erstattungen von den 
Mitgliedstaaten angepaßt worden, und die 
Wirtschaftsteilnehmer hätten die Annullie­
rung der Vorausfestsetzungen und der Li­
zenzen nur erreichen können, wenn diese 
vor dem 17. Mai 1983, also bevor die Ände­
rung des betreffenden Betrags vorhersehbar 
gewesen sei, beantragt worden seien. 

Im Ergebnis schlägt die Kommission fol­
gende Beantwortung der dritten und vierten 
Frage vor: 

„Weder die Verordnung (EWG) Nr. 
1134/68 noch die Verordnung (EWG) Nr. 
1223/83 sehen die Möglichkeit vor, die Ein­
fuhrlizenz nach der Anpassung der im vor­
aus festgesetzten Währungsausgleichsbe­
träge zu annullieren. Dies läuft dem Grund­
satz des Vertrauensschutzes nicht zuwider. " 

III — Antworten auf die Fragen des Ge­
richtshofes 

Zum Eilverfahren nach Artikel 700 des Co­
dice di procedura civile 

Die italienische Regierung hat ausgeführt, 
solange die Hauptsache noch nicht anhän­
gig sei („ante causam"), könne der Pretore 
über den Antrag auf Eilmaßnahmen sofort 
(„inaudita altera parte") durch „decreto" 
oder nach Ladung der Beteiligten durch Be­
schluß („ordinanza") entscheiden. Im ersten 
Fall, der hier gegeben sei, müsse der Pretore 
einen Termin für die mündliche Verhand­
lung vor ihm bestimmen; in dieser Sitzung 
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würden die sofort erlassenen Maßnahmen 
von ihm durch Beschluß bestätigt, geändert 
oder zurückgenommen (Artikel 670 des Co­
dice di procedura civile). In diesem Fall sei 
das Eilverfahren als abgeschlossen anzuse­
hen, wenn der Pretore den Termin für die 
mündliche Verhandlung bestimmt habe und 
wenn er die zuvor erlassene Maßnahme in 
dieser Sitzung durch Beschluß bestätigt, ge­
ändert oder zurückgenommen habe. 

Der vorliegende Fall weise jedoch die Be­
sonderheit auf, daß der Pretore unter Ver­
stoß gegen die Verfahrensvorschriften die 
Eilmaßnahme „inaudita altera parte" erlas­
sen, jedoch keinen Termin für eine mündli­
che Verhandlung bestimmt habe. In diesem 
Fall sei das Eilverfahren nach der Recht­
sprechung der Corte suprema di cassazione 
noch nicht als abgeschlossen anzusehen, 
weil der Pretore noch immer — solange die 
Hauptsache nicht anhängig sei — befugt sei, 
die Parteien zu laden, um die zuvor erlas­
sene Maßnahme zu bestätigen, zu ändern 
oder zurückzunehmen. 

In Rechtsprechung und Lehre herrsche Ei­
nigkeit darüber, daß Eilmaßnahmen nach 
Artikel 700 des Codice di procedura civile 
nicht mit der Begründung angefochten wer­
den könnten, daß sie keinen Entschei-
dungs-, sondern Sicherungscharakter hätten 
und daß sie daher gegenstandslos seien, 
wenn die Hauptsache entschieden sei. 

Dagegen ließen Rechtsprechung und Lehre 
zu, daß die vom Pretore erlassene Eilmaß­
nahme von ihm geändert oder zurückge­
nommen werde, solange die Hauptsache 
nicht anhängig sei. Eilmaßnahmen würden 
nämlich „rebus sie stantibus" erlassen und 
müßten daher auch vom Pretore geändert 
oder zurückgenommen werden können, 
wenn sich die tatsächlichen oder rechtlichen 
Umstände geändert hätten. 

Wenn der Pretore, der die Eilmaßnahme er­
lassen habe, für die Entscheidung zur 

Hauptsache nicht zuständig sei, müsse er je­
denfalls eine Frist bestimmen, innerhalb de­
ren die Hauptsache anhängig zu machen 
sei. Die „ante causam" erlassene Eilmaß­
nahme entfalle, wenn die Hauptsache nicht 
fristgerecht anhängig gemacht werde oder 
wenn das fristgemäß in Gang gesetzte Ver­
fahren zur Hauptsache endgültig ohne Ent­
scheidung eingestellt werde. 

Zur Zuständigkeit des Gerichtshofes zur Be­
antwortung der Vorabentscheidungsfragen 

1. Die Firma Pardini macht geltend, die 
vom Pretore „ante causam" und „inaudita 
altera parte" erlassene Sicherungsmaßnahme 
könne, jedenfalls solange die Hauptsache 
nicht anhängig sei, ausschließlich von die­
sem Richter zurückgenommen oder geän­
dert werden; es gebe eine Rechtsprechung 
dahin gehend, daß der Pretore die Eilmaß­
nahme auch noch zurücknehmen könne, 
nachdem die Hauptsache anhängig gemacht 
worden sei, solange das Gericht der Haupt­
sache nicht über den gesamten Rechtsstreit 
durch Kollegialentscheidung entschieden 
habe. 

Unter diesen Umständen könne man die er­
betene Auslegung für die weitere Prüfung 
des Falles und eine eventuelle Rücknahme 
der angeordneten Maßnahme für notwendig 
halten. 

Außerdem lasse sich die Auffassung vertre­
ten, daß sich der Begriff „Gericht" im Sinne 
von Artikel 177 EWG-Vertrag über die Per­
son der verschiedenen mit einem Rechts­
streit befaßten Richter hinaus auf die Ge­
richtsbarkeit in ihrer Gesamtheit, d. h. auf 
die Gesamtheit der Richter beziehe, auf die 
für jeden Prozeß die einzelnen Funktionen, 
die zur Entscheidung in der Hauptsache 
führten, verteilt seien. Folglich stehe die Be­
fugnis zur Anrufung des Gerichtshofes nach 
Artikel 177 nicht nur dem , Gericht der 
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Hauptsache zu, sondern auch dem Richter, 
der die Entscheidung vorbereite oder einige 
ihrer Wirkungen durch Sicherungsmaßnah­
men vorwegnehme. 

Folglich könne der Pretore im vorliegenden 
Fall die angeordnete Maßnahme immer 
noch von Amts wegen oder auf Antrag einer 
Partei unter Berücksichtigung der Vorab­
entscheidung des Gerichtshofes zurückneh­
men oder ändern. Der Pretore sei auch un­
ter dem Gesichtspunkt zur Anrufung des 
Gerichtshofes berechtigt, daß das Gericht 
der Hauptsache so von Beginn an über alle 
Auslegungselemente verfüge. 

2. Nach Ansicht der italienischen Regierung 
kann der Pretore di Lucca, der noch keinen 
Termin für die mündliche Verhandlung be­
stimmt habe, dies jederzeit tun, um durch 
Beschluß über die Änderung oder die Rück­
nahme der bereits angeordneten Maßnahme 
zu entscheiden, solange das Verfahren zur 
Hauptsache nicht anhängig sei. 

Angesichts dieser Möglichkeit könne nicht 
geleugnet werden, daß die vom Gerichtshof 
erbetene Auslegung im Wege der Vorabent­
scheidung dem Pretore dienlich sein könne, 
damit dieser „seine" Entscheidung über die 
Bestätigung, die Änderung oder die Rück­
nahme der angeordneten Eilmaßnahme er­
lassen könne. Folglich sei das Vorabent­
scheidungsersuchen als zulässig anzusehen, 
und der Gerichtshof sei für die Entschei­
dung darüber zuständig. 

Zum Mechanismus der Vorausfestsetzungen 

a) Zum Anwendungsbereich der Verordnung 
Nr. 1134/68 im Verhältnis zu dem der Ver­
ordnung Nr. 1160/82 

1. Nach Ansicht der italienischen Regierung 
haben die Verordnungen Nr. 1134/68 des 
Rates vom 30. Juli 1968 und Nr. 1160/82 

der Kommission vom 14. Mai 1982 im Hin­
blick auf eine Anpassung im Falle von Wäh­
rungsschwankungen den gleichen Anwen­
dungsbereich. 

Mit der Verordnung Nr. 878/77 des Rates 
vom 26. April 1977 über die in der Land­
wirtschaft anzuwendenden Umrechnungs­
kurse (ABl. L 106, S. 27) seien nämlich für 
Maßnahmen im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik die amtlichen Paritäten der ver­
schiedenen Währungen durch die sogenann­
ten repräsentativen Kurse („grüne Kurse") 
ersetzt (Artikel 1) und die Anwendung der 
Bestimmungen der Verordnung Nr. 
1134/68 vorgesehen worden (Artikel 4 Ab­
satz 1). Nach Artikel 4 Absatz 2 sei Artikel 
4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung 
Nr. 1134/68 nur anwendbar, „wenn die An­
wendung der neuen repräsentativen Um­
rechnungskurse dem Betroffenen einen 
Nachteil bringt". 

Die Verordnung Nr. 1160/82 der Kommis­
sion vom 14. Mai 1982 nenne in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe b den repräsentativen 
Kurs als eines der den WAB bildenden Ele­
mente und sehe in Artikel 7 Absatz 1 vor, 
daß die im voraus festgesetzten Währungs­
ausgleichsbeträge geändert werden, „falls 
ein neuer repräsentativer Kurs wirksam 
wird". Wenn die Änderung der im voraus 
festgesetzten WAB aber dem Wirtschafts­
teilnehmer einen Nachteil bringe, finde nach 
Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
878/77 Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 1134/68 über die Annullie­
rung der Vorausfestsetzung und der ent­
sprechenden Lizenzen oder Titel Anwen­
dung. 

2. Die Kommission führt aus, Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 1134/68 betreffe den Fall 
einer Änderung des Verhältnisses zwischen 
der Parität der Währung eines Mitglied­
staats und dem Wert der Rechnungseinheit. 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
1160/82 dagegen betreffe den Fall des In­
krafttretens eines neuen repräsentativen 
Kurses („grüne Währung"). 
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Der wesentliche Unterschied zwischen bei­
den Vorschriften liege darin, daß Artikel 4 
der Verordnung Nr. 1134/68 die Anpassung 
der in Rechnungseinheiten festgesetzten Be­
träge, also der Beträge vorsehe, die in den 
Gemeinschaftsverordnungen in Ecu festge­
setzt seien. Dagegen sehe Artikel 7 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 1160/82 die Anpassung 
der WAB vor, die in den Gemeinschaftsver­
ordnungen nicht in Ecu, sondern unmittel­
bar in nationaler Währung festgesetzt seien. 

b) Zum Anwendungsbereich der Verordnung 
Nr. 1244/83 im Verhältnis zu dem von Arti­
kel 4 der Verordnung Nr. 1223/83 

1. Nach Ansicht der italienischen Regierung 
soll mit der Verordnung Nr. 1244/83 der 
Kommission vom 20. Mai 1983 Artikel 4 
der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates vom 
20. Mai 1983 durchgeführt werden. 

Die Annullierung der Vorausfestsetzung der 
WAB und der entsprechenden Lizenzen 
oder Titel setze jedoch voraus, daß dem 
Wirtschaftsteilnehmer ein Nachteil entstan­
den sei. 

So gesehen gebe es für die Kommission 
keine Rechtsgrundlage, die ihr die Befugnis 
verleihe, allgemein und abstrakt die An­
wendbarkeit von Artikel 4 Absatz 1 Unter­
absatz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 auf 
die Vorausfestsetzungen und die entspre­
chenden für Italien vor dem 17. Mai 1983 
ausgestellten Lizenzen oder Titel auszu­
schließen, wie die Kommission es mit der 
Verordnung Nr. 1244/83 getan habe. Viel­
mehr hätte von Fall zu Fall geprüft werden 
müssen, ob die Anpassung der im voraus 
festgesetzten WAB für den Betroffenen zu 
einem Nachteil im Sinne von Artikel 4 Ab­
satz 2 der Verordnung Nr. 1223/83 des Ra­
tes geführt habe. 

2. Wie die Kommission bestätigt, soll mit ih­
rer Verordnung Nr. 1244/83 tatsächlich Ar­

tikel 4 der Verordnung Nr. 1223/83 des 
Rates durchgeführt werden. 

Die Rechtsgrundlage der Verordnung Nr. 
1244/83 sei Artikel 6 der Verordnung Nr. 
1223/84. Die Bezugnahme in der zweiten 
Begründungserwägung der Verordnung Nr. 
1244/83 auf Artikel 5 (und nicht auf Arti­
kel 6) der Verordnung Nr. 1223/83 beruhe 
auf einem Irrtum. 

c) Zur Möglichkeit der Annullierung der 
Vorausfestsetzungen der WAB 

1. Nach Auffassung der italienischen Regie­
rung ergibt sich aus ihren bisherigen Aus­
führungen, daß es im Falle einer Anderung 
der repräsentativen Kurse möglich sei, die 
Vorausfestsetzung der WAB zu annullieren. 
Im übrigen könne der WAB nach Artikel 2 
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 
1160/82 nur dann im voraus festgesetzt 
werden, wenn die Abschöpfung oder die Er­
stattung im voraus festgesetzt werde. 

Folglich würden, wenn sowohl die Abschöp­
fung als auch der WAB im voraus festge­
setzt worden seien, beide Elemente als Ein­
heit behandelt. Demgemäß ziehe die Mög­
lichkeit, das eine Element (die Abschöp­
fung) zu annullieren, automatisch die Mög­
lichkeit nach sich, auch das andere (den 
WAB) zu annullieren, wenn die Vorausset­
zungen dafür erfüllt seien. 

Angesichts von Artikel 4 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 1223/83 sei es im übrigen un­
logisch, die Annullierung der Vorausfestset­
zung der WAB auszuschließen, obwohl 
doch gerade die Änderungen der repräsen­
tativen Kurse (die ein Element der WAB 
seien) zu dem „Nachteil" führten, der Vor­
aussetzung der Annullierung sei und den 
Artikel 4 Absatz 2 verhindern solle. 
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2. Die Kommission weist darauf hin, daß 
das Vertrauen, das die Wirtschaftsteilneh­
mer in die Beibehaltung repräsentativer 
Kurse haben könnten, in der gleichen Weise 
bei der Vorausfestsetzung der Abschöpfun­
gen und der Erstattungen einerseits und der 
WAB andererseits berücksichtigt werde. Der 
Unterschied beziehe sich nur auf die ver­
wendeten Verfahren und hänge damit zu­
sammen, daß die Abschöpfungen und Er­
stattungen in Rechnungseinheiten, die WAB 
aber unmittelbar in nationaler Währung 
festgesetzt würden. 

Für die in nationaler Währung im voraus 
festgesetzten WAB sei nämlich die Anpas­
sung, die die Kommission nach einer Ände­
rung der repräsentativen Kurse vornehme, 
zeitlich so begrenzt, daß einem eventuellen 
Vertrauen der Wirtschaftsteilnehmer Rech­
nung getragen werde. Soweit dieses Ver­
trauen schützenswert sei, erfolge keine An­
passung, und es trete damit auch kein Scha­
den ein. Daher brauche die Möglichkeit ei­
ner Annullierung der Vorausfestsetzung 
nicht vorgesehen zu werden. 

Dagegen erfolge die von den Mitgliedstaa­
ten vorgenommene Anpassung für die Ab­
schöpfungen und Erstattungen automatisch 
und berücksichtige das Vertrauen der Wirt­
schaftsteilnehmer nicht. Daher müsse die 
Möglichkeit einer Annullierung vorgesehen 

werden. Allerdings sei darauf hinzuweisen, 
daß der beschriebene Unterschied dann 
keine Rolle spiele, wenn die Abschöpfung 
oder die Erstattung gleichzeitig mit dem 
WAB festgesetzt werde. 

Sowohl für die Abschöpfungen und Erstat­
tungen als auch für die WAB sei im übrigen 
das Vertrauen der Wirtschaftsteilnehmer in 
die Beibehaltung des repräsentativen Kurses 
für die Anträge auf Vorausfestsetzung ga­
rantiert worden, die bis spätestens 16. Mai 
1983 gestellt worden seien. Die Wirtschafts­
teilnehmer, die später Anträge gestellt hät­
ten, hätten die neuen repräsentativen Kurse 
bereits kennen müssen. Die von der Kom­
mission unmittelbar in nationaler Währung 
festgesetzten WAB seien daher sofort da­
nach, aber erst mit Wirkung vom 17. Mai 
1983 angepaßt worden. Was die in Ecu aus­
gedrückten und von den Mitgliedstaaten in 
nationale Währung umgerechneten Ab­
schöpfungen und Erstattungen angehe, habe 
sich die Kommission darauf beschränkt fest­
zulegen, bis zu welchem Tag Anträge auf 
Vorausfestsetzung hätten gestellt werden 
müssen (16. Mai 1983 spätestens), um an­
nulliert werden zu können. 

U. Everling 
Berichterstatter 
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